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Sachgebiet 91 


Der Bundesminister für Verkehr 

Der Staatssekretär Bonn, den 14. April 1971 

StB 1 - Ar - 1005 Bd71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Retr. : Verkehrsausbau im Zonenrandgebiet 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Weigl, Dr. Fuchs, 
Dr. Warnke, Dr. Jobst, Hösl, Spilker, Biehle, Schlee, 
Niegel, Röhner, Haase (Kassel), Schedl und Genossen 
— Drucksache VI/2010 — 


Die Kleine Anfrage wird wie folgt beantwortet: 


1. Trifft es zu, daß die Zuweisung von Bundesmitteln an bayerische 
Straßenbauämter im Bereich des Zonenrandgebietes in allen 
Fällen rückläufig ist? 

2. Wie will die Bundesregierung schwere strukturpolitische Ver- 
säumnisse vermeiden, wenn diese Entwicklung nicht schnellstens 
gestoppt wird? 

Es trifft nicht zu, daß die Zuweisungen von Bundesmitteln an die 
Straßenbauämter im ostbayerischen Zonenrandgebiet in allen 
Fällen rückläufig sind. 

Im 1. Fünf jahresplan sind für Investitionen an Bundesfem- 
straßen im bayerischen Zonenrandgebiet rd. 27 Vo der Investi- 
tionsmittel Bayerns bei einem Anteil von 25®/o an Bundesfem- 
straßen im Grenzgebiet vorgesehen. Hier zeigt sich, daß trotz 
höherer Verkehrsbelastungen auf den Bundesfernstraßen in 
anderen Regionen Bayerns — insbesondere in den Ballungsge- 
bieten — das Grenzgebiet auch künftig mit einer höheren Rate 
bedient wird, als es sich nach der Netzlänge und nach der Ver- 
kehrsbelastung in diesem Gebiet ergeben hätte. 


3. Ist der Bundesregierung bekannt, daß der ostbayerischen Bau- 
wirtschaft Anschlußaufträge im Straßenbau fehlen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß wegen der durch die 
Baupreissteigerungen und die begrenzten Haushaltsmittel 
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zwangsläufig bedingten Zurückhaltung der Straßenbaubehörden 
bei der Erteilung neuer Aufträge der Straßenbauwirtschaft zum 
Teil Anschlußaufträge fehlen; das gilt auch für das ostbayeri- 
sche Zonenrandgebiet. 


4 . Weldie Maßnahmen sind vorgesehen, um eine Abwanderung 
der ostbayerisdien Bauwirtschaft in Ballungsgebiete bzw. eine 
starke Verminderung der Besdiäftigtenzahlen im Zonenrandge- 
biet zu verhindern? 


Die Bundesregierung ist bestrebt, die für Bundesfernstraßen 
im ostbayerischen Raum vorgesehenen Baumaßnahmen pro- 
grammgemäß durchzuführen. Wenn die übrigen Straßenbau- 
lastträger ein gleichartiges Verhalten zeigen, dürfte allenfalls 
eine kurzzeitige Abschwächung der Vollbeschäftigung in der 
ostbayerischen Straßenbauw irtschaft eintreten, so daß eine Ab- 
wanderung von Baubetrieben und eine starke Verminderung 
der Beschäftigtenzahlen nicht zu befürchten ist. 


Wittrock 
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